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ZEITGESPRACH

Intensivierung 
der Arbeitsmarktpolitik?
Als Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wird ein noch stärkerer Einsatz arbeitsmarktpolitischei 
Maßnahmen, insbesondere eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit, diskutiert. Kann das Problem dei 
Arbeitslosigkeit dadurch gelöst werden?

Ernst-Gerhard Erdmann

Nachteile einer Arbeitszeitverkürzung

Der Arbeitsmarkt ist in der 
Bundesrepublik seit mehre

ren Jahren sowohl durch ein glo
bales Ungleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage von Ar
beitsplätzen als auch durch struk
turelle Ungleichgewichte zwi
schen der Qualifikationsstruktur 
der unbesetzten Arbeitsplätze 
und der Arbeitslosen gekenn
zeichnet. Trotz einer hohen Ge
samtzahl von Arbeitslosen kla
gen viele Betriebe über Schwie
rigkeiten bei der Besetzung von 
offenen Stellen, wobei die ta t
sächliche Zahl der offenen Stel
len wesentlich höher liegen 
dürfte, als es in der amtlichen 
Arbeitsmarktstatistik zum Aus
druck kommt. Eine repräsenta
tive Unternehmensbefragung 
durch das Ifo-Institut kam im 
Frühjahr 1977 zu dem Ergebnis, 
daß rund zwei Drittel der Indu
strieunternehmen und noch mehr 
aus dem Bereich der Bauwirt
schaft vor dem Problem stehen, 
daß sie für bestimmte Arbeiten 
keine geeigneten Arbeitskräfte 
finden können.

Die Bedeutung struktureller 
Ungleichgewichte auf dem Ar
beitsmarkt lassen auch die Struk
turanalysen der Bundesanstalt 
für Arbeit erkennen. Im Mai 1977 
betrug der Anteil der Frauen an 
den Arbeitslosen über 50 %. 
Etwa 38 % der arbeitslosen 
Frauen suchten lediglich eine 
Teilzeitbeschäftigung. Ein wach
sender Anteil der Arbeitslosen 
hat Schwierigkeiten, den Quali
fikationsanforderungen des Ar
beitsmarktes gerecht zu werden: 
25 % der Arbeitslosen — bei 
Männern sogar 30 % — haben 
gesundheitliche Einschränkun
gen. Fast 20 % der Arbeitslosen 
befinden sich in den Altersgrup
pen zwischen 50 und 65 Jahren. 
Darüber hinaus bestehen beacht
liche regionale Unterschiede: so 
liegt die Arbeitslosenquote in 
Niedersachsen/Bremen bei 5 %, 
in Baden-Württemberg dagegen 
bei 2,6 %. Die Arbeitsmarktsitu
ation wird schließlich dadurch 
verschärft, daß die Arbeitslosig
keit im Dienstleistungsbereich, 
bei den Angestellten und bei den

Hochschulabsolventen zugenom
men hat, während rund 60% 
aller Abgänger des gesamter 
Bildungssystems den Angestell
tenberuf anstreben.

Strukturpobleme 
des Arbeitsmarktes

Diese Phänomene kennzeich
nen strukturelle Probleme des 
Arbeitsmarktes, die sich auch im 
Falle eines Konjunkturauf
schwungs nicht ohne weiteres 
von selbst lösen, sondern viel
fach nur durch den Einsatz ar
beitsmarktpolitischer Instrumen
te zu überwinden sind. Entschei
dende Bedeutung kommt hierbei 
solchen Maßnahmen zu, die einer 
Förderung der beruflichen, regio
nalen und qualifikationsspezifi
schen Mobilitätsfähigkeit und 
-bereitschaft dienen. Bewährt ha
ben sich dabei schon in den letz
ten Jahren gezielte Arbeitsbe
schaffungsmaßnahmen sowie die 
Gewährung direkter Beschäfti
gungshilfen. Künftig wird es -  
neben einer ständigen Verbesse-
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rung der Vermittlungstätigkeit 
der Arbeitsämter — darüber hin
aus auch einer verstärkten För
derung von Ausbildungsplätzen 
für Jugendliche, einer Erweite
rung der Beschäftigungsmöglich
keiten für Hochschulabgänger 
sowie einer Ausschöpfung der 
Möglichkeiten von Teilzeltbe
schäftigung bedürfen.

Die Stärkung der Mobilitäts
fähigkeit bleibt allerdings w ir
kungslos, wenn nicht gleichzeitig 
auch die Mobilitätsbereitschaft 
zunimmt. Dies g ilt sowohl für die 
regionale als auch für die beruf
liche Mobilität. Die Erwartungen 
der Arbeitslosen über die Be
schäftigungsmöglichkeiten ent
sprechen nicht immer den tat
sächlichen Anforderungen des 
Arbeitsmarktes. Besondere An
passungsdefizite bestehen hin
sichtlich der Lohnvorstellungen, 
was zu einer tendenziellen Ver
längerung der Arbeitslosigkeit 
einzelner führt. Auch die Höhe 
des Arbeitslosengeldes ist für 
den Arbeitsuchenden eine Orien
tierungsgröße, die sein Verhalten 
mit beeinflußt. Das soziale Lei
stungssystem bedingt im übri
gen, daß sich teilweise Erwerbs
personen als arbeitslos registrie
ren lassen, weil sie primär Lei
stungsansprüche — z. B. gegen
über der Rentenversicherung — 
sichern wollen, ohne unbedingt 
an einer Arbeitsaufnahme inter
essiert zu sein.

Globales Arbeitsplatzdefizit

So unbestreitbar die Bedeu
tung einzelner Strukturprobleme 
des Arbeitsmarktes demnach ist, 
so wenig darf man sich allerdings 
der Illusion hingeben, als sei die 
Lösung der Beschäftigungspro
bleme vorrangig oder gar allein 
mit Hilfe arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen möglich. Denn zum 
einen ist festzuhalten, daß die 
Mehrzahl der strukturellen Un
gleichgewichte keineswegs un
abhängig von der konjunktur- 
und wachstumspolitischen Ent
wicklung der letzten Jahre ent

standen ist. Zum anderen können 
die Strukturprobleme nicht dar
über hinwegtäuschen, daß die 
gesamte Zahl der Arbeitslosen 
das Angebot an unbesetzten Ar
beitsplätzen weit übertrifft und 
somit das beschäftigungspoliti
sche Kernproblem in einem glo
balen Arbeitsplatzdefizit besteht. 
Auch die strukturellen Ungleich
gewichte sind zum überwiegen
den Teil eine Folge der seit eini
gen Jahren rückläufigen Zahl 
wettbewerbsfähiger Arbeits
plätze.

Die Hauptverantwortung bei 
der Bekämpfung der Arbeits
losigkeit tragen deshalb die W irt
schafts- und Verteilungspolitik, 
deren Aufgabe es ist, jene Rah
menbedingungen herzustellen, 
die für eine Überwindung der 
Arbeitsplatzlücke erforderlich 
sind. Die Arbeitsm arktpolitik muß 
dagegen flankierend dazu bei
tragen, die vorhandenen struk
turellen Ungleichgewichte zwi-
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sehen den Qualifikationsstruktu
ren der Arbeitsplätze und der 
Arbeitsuchenden abzubauen und 
den von Arbeitslosigkeit beson
ders betroffenen Gruppen zu 
helfen.

Verteilungspolitische
Fehlentwicklungen

Bis heute ist es nicht gelungen, 
die entscheidende Ursache der 
anhaltenden Wachstums- und be
schäftigungspolitischen Proble
me — nämlich die in den ersten 
70er Jahren entstandenen vertei
lungspolitischen Fehlentwicklun
gen — wieder zu beseitigen. 
Während die Lohnpolitik von 
dem 1976 eingeleiteten Stabili
sierungskurs in diesem Jahr er
neut abwich und sich die Ein
kommensverteilung damit w ie
derum zu Lasten der Unterneh
menserträge verschob, war das 
Verhalten des Staates in den 
letzten Jahren zu sehr von kurz
fristigen Überlegungen der Kon
junkturbelebung bestimmt, ohne 
jedoch den gravierenden Fehl
entwicklungen genügend Rech
nung zu tragen.

Aufgrund der eingetretenen 
Fehlentwicklungen besteht seit 
Jahren ein Mißverhältnis zwi
schen den Investitionsrisiken und 
den Investitionschancen derW irt- 
schaft. Die Investitionsrisiken 
haben angesichts des sich ver
schärfenden internationalenWett- 
bewerbs, der Verschiebungen in 
den Nachfragestrukturen, der Be
schleunigung des technologi
schen Prozesses, der erhöhten 
umweltpolitischen Ansprüche 
und der Ausdehnung bürokrati
scher Hemmnisse ständig zuge
nommen, während sich die Er
tragslage der Unternehmen Ins
besondere infolge der lohn-, so
zial- und steuerpolitischen Ent
wicklung seit Beginn der 70er 
Jahre wesentlich verschlechterte. 
Daher verloren viele Arbeits
plätze ihre Wettbewerbsfähigkeit, 
und gleichzeitig wurde die inve
stitionspolitische Basis zur Schaf
fung neuer rentabler Arbeits
plätze ausgehöhlt.
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Das m ittelfristig entstandene 
Mißverhältnis zwischen Investi
tionsrisiken und Investitions
chancen läßt sich nicht mit Hilfe 
kurzfristig orientierter Maßnah
men abbauen. Zur Beseitigung 
des Mangels an wettbewerbs
fähigen Arbeitsplätzen bedarf es 
vielmehr einer längerfristig an
gelegten wirtschafts- und vertei
lungspolitischen Strategie, die in 
erster Linie eine dauerhafte Ver
besserung der investitionspoliti
schen Rahmenbedingungen an
strebt und damit auch das Ver
trauen der am Wirtschaftsprozeß 
Beteiligten in die künftige Ent
wicklung stärkt. Eine konse
quente Wachstumsstrategie ist 
um so notwendiger, als die Bun
desrepublik vor der Aufgabe 
steht, nicht nur für die gegen
wärtig Arbeitslosen, sondern 
auch für die in den nächsten Jah
ren zunehmende Erwerbsperso
nenzahl ausreichende Beschäfti
gungsmöglichkeiten bereitzustel
len. Diese Aufgabe läßt sich 
allein dann bewältigen, wenn im 
Zuge eines kräftigen Wirtschafts
wachstums die zur Zeit unbesetz
ten, aber wirtschaftlich noch nutz
baren Arbeitsplätze reaktiviert 
und darüber hinaus in erheb
lichem Umfang neue Arbeits
plätze erstellt werden.

Überforderung der 
Volkswirtschaft

Im Rahmen der notwendigen 
Wachstumspolitik zur W ieder
herstellung eines befriedigenden 
Beschäftigungsstandes hat die 
Verteilungspolitik zentrale Be
deutung. Denn von der Vertei
lungspolitik hängt es ab, ob sich 
das Personalkostenniveau — also 
die Entlohnung des Faktors Ar
beit — im Einklang mit der w irt
schaftlichen Leistungskraft der 
Volkswirtschaft befindet.

Außerdem beeinflußt sie maß
geblich die Ertragslage und Er
tragsaussichten der Unterneh
men und damit deren Investi
tionsfähigkeit und Investitions
chancen. Die hohe Arbeitslosig
keit der letzten Jahre ist wesent

lich darauf zurückzuführen, daß 
der gesamtwirtschaftliche An
stieg der Personalkosten die Lei
stungskraft der Wirtschaft weit 
übertraf.

Die Überforderung der w irt
schaftlichen Leistungskraft läßt 
sich am deutlichsten an dem Ver
hältnis zwischen den Personal
kosten (reale Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit je Ar
beitnehmer) und der gesamtwirt
schaftlichen Arbeitsproduktivität 
(reale Bruttowertschöpfung je 
Erwerbstätigen, bereinigt um den 
Einkommenseffekt aufgrund der 
Veränderungen der terms of 
trade) ablesen. Während der 60er 
Jahre, die von einer hohen Be
schäftigung gekennzeichnet wa
ren, lag die Relation des Perso
nalkostenniveaus zum Produk
tivitätsniveau bei geringen 
Schwankungen bei durchschnitt
lich 64,5 %. Im Verlauf der bis
herigen 70er Jahre stieg diese 
Relation beträchtlich; sie er
reichte 1974 mit 70% ihren Höhe
punkt und ist bis 1977 nur wenig 
— auf etwa 68,5 % — zurückge
gangen. Die Tatsache, daß die 
Vollbeschäftigung in der Bundes
republik verlorenging, nachdem 
sich das Verhältnis der Personal
kosten zur volkswirtschaftlichen 
Leistungskraft nachhaltig ver
schoben hat, läßt erkennen, daß 
die Entlohnung des Faktors Ar
beit in den vergangenen Jahren 
eine Höhe erreicht hat, die unver
einbar war mit dem Ziel eines 
hohen Beschäftigungsstandes.

Beschäftigungskonforme
Lohnpolitik

Die Rückkehr zur Vollbeschäf
tigung setzt voraus, daß die 
Lohnpolitik die Wiederherstel
lung eines beschäftigungskonfor
men Gleichgewichts zwischen 
Personalkosten- und Produktivi
tätsniveau anstrebt, indem die 
entstandene Überhöhung der 
Personalkosten gegenüber der 
Produktivität abgebaut wird. Das 
Ausmaß dieser Überhöhung zeigt 
ein Vergleich der gegenwär
tigen Lohn-Produktivitäts-Rela-

tion mit jener in Zeiten der 
Vollbeschäftigung (1960 bis 1972). 
Danach besteht heute ein Vor
sprung der Personalkosten ge
genüber der Produktivität von 
etwa 5,5 %. Diese Größenord
nung markiert eher eine Unter
ais eine Obergrenze des zu be
seitigenden Ungleichgewichts. 
Denn der Personal kostenvor- 
sprung wurde in den vergange
nen Jahren weder durch eine 
unterdurchschnittliche Verteue
rung der übrigen Kosten kom
pensiert, noch ist eine Verminde
rung der Unternehmensrisiken 
eingetreten. Je eher es den Tarif
partnern gelingt, den Konsolidie
rungsbedarf in der Größenord
nung von 5,5 % abzudecken, um 
so schneller ist das Ziel eines 
hohen Beschäftigungsstandes 
wieder zu verwirklichen.

Eine derartige beschäftigungs
konforme Lohnpolitik würde da
zu führen, daß die Zahl an wett
bewerbsfähigen Arbeitsplätzen 
wieder zunimmt. Denn eine Ver
besserung der Ertragslage und 
eine Stärkung der Investitions
fähigkeit der Unternehmen hätte 
zur Folge, daß gegenwärtig un
rentable Arbeitsplätze durch Mo
dernisierungsmaßnahmen wieder 
wirtschaftlich nutzbar und dar
über hinaus zusätzliche Arbeits
plätze geschaffen würden. Auch 
die Arbeitsplätze jener Branchen 
und Unternehmen, die einen 
unterdurchschnittlichen Produk
tivitätszuwachs aufweisen und/ 
oder einer starken Importkonkur
renz ausgesetzt sind, hätten 
dann — im Gegensatz zur Ent
wicklung der letzten Jahre -  eine 
größere Anpassungschance. 
Nicht zuletzt würde sich der in 
den vergangenen Jahren ent
standene Druck zur Substitution 
von Arbeit durch Kapital wieder 
verringern und damit der Anreiz 
für arbeitsintensive Produktion 
zunehmen.

Kein geeignetes Instrument

Da das Beschäftigungsproblem 
auf Dauer nur durch eine kräftige
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Investitions- und Wachstums
belebung gelöst werden kann, 
tragen Überlegungen, die auf 
eine künstliche Verknappung des 
Arbeitskräfteangebots durch Ar
beitszeitverkürzungen abzielen, 
kaum zur Problemlösung bei. 
Denn Verkürzungen der Wochen
oder Jahresarbeitszeit werfen 
nicht, wie vielfach unterstellt wird, 
lediglich organisatorische Fragen 
der Umverteilung des vorhande
nen Arbeitsvolumens auf, son
dern verschärfen in erster Linie 
die Kostenprobleme und erhö
hen damit die Wachstums- und 
Beschäftigungsrisiken.

Bei jeder Arbeitszeitverkür
zung entstehen — über die Frage 
des Lohnausgleichs hinaus — zu
sätzliche Personal- und Verwal
tungskosten, so daß sich das Ver
hältnis zwischen gesamtwirt
schaftlicher Produktivität und 
Personal kosten nochmals zu

Lasten der ökonomischen Lei
stungskraft verschieben würde, 
mit der Folge, daß sich die ver
teilungspolitischen Bedingungen 
des Wirtschaftswachstums weiter 
verschlechtern und sich gleich
zeitig in den Unternehmen der 
Druck verstärkt, den Arbeits
stundenausfall durch Rationali
sierungsmaßnahmen auszuglei
chen. Wie eine Unternehmens
befragung des Ifo-Instituts ge
zeigt hat, würden etwa zwei Drit
tel der Unternehmen auf Arbeits
zeitverkürzungen mit verstärkten 
Rationalisierungsmaßnahmen re
agieren. Aber auch diejenigen 
Unternehmen, die zur Aufrecht
erhaltung des Produktionsvolu
mens zur Neueinstellung von 
Arbeitskräften gezwungen wären, 
können angesichts des ausge
prägten beruflichen und regio
nalen Ungleichgewichts am Ar
beitsmarkt keineswegs gewiß

sein, diesen Zusatzbedarf auch 
tatsächlich zu decken.

Aus diesen Gründen sind Ver
kürzungen der Wochen- oder 
Jahresarbeitszeit kein geeigne
tes Instrument zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. Vielmehr 
wäre zu befürchten, daß derartige 
Maßnahmen wegen der Erschwe
rung der Wettbewerbsposition 
und der Wachstumsbedingungen 
insgesamt sogar zu negativen 
Beschäftigungseffekten führen 
können. Nicht in einer Verteilung 
des Mangels, sondern in der Ak
tivierung der Wachstumskräfte 
liegt der Schlüssel für einen Ab
bau der Arbeitslosigkeit. Daher 
müssen alle wirtschafts- und ver
teilungspolitischen Maßnahmen 
vor allem darauf gerichtet sein, 
das Vertrauen der Verbraucher, 
Arbeitnehmer und Unternehmer 
in die künftige Entwicklung zu 
stärken.

Rudolf Henschel

Arbeitsmarktpolitik — 

ein Beitrag zur Überwindung der Arbeitslosigkeit?

Welchen Beitrag zur Über
windung der Arbeitslosig

keit kann eine Arbeitsmarktpoli
tik tatsächlich leisten, die nicht 
unmittelbar das wirtschaftliche 
Wachstum fördert, sondern nur 
eine „wachstumsneutrale“ Be
schäftigung anstrebt oder nur 
das knapper gewordene Arbeits
platzangebot besser verteilt? Die 
Antwort ist nicht einfach zu ge
ben, weil schon die Frage, welche 
Maßnahmen das wirtschaftliche 
Wachstum so begünstigen, daß 
eine Zunahme der Beschäftigung

erwartet werden kann, sehr 
unterschiedlich beantwortet wird. 
Strittig ist auch die Frage, ob und 
inwieweit bestimmte arbeits
marktpolitische Maßnahmen zu
gleich andere Maßnahmen zur 
Wachstumsförderung blockieren 
oder sogar unmittelbar eine 
Wachstumsdämpfung bewirken, 
so daß der Beschäftigungseffekt 
letztlich negativ zu bewerten 
wäre. Da die Beurteilung der ver
schiedenen Maßnahmen in bezug 
auf ihren Wachstumseffekt wie
derum von der Bewertung der

verschiedenen Ursachenerklä
rungen unserer seit vier Jahren 
anhaltenden Beschäftigungskrise 
abhängig ist, ist eine wertfreie 
Diskussion ebenso unmöglich 
wie eine richtige, für jedermann 
gültige Zuordnung in wachstums
fördernde und wachstumsneu
trale oder gar wachstumshem
mende Maßnahmen.

Flankierende Maßnahme

Wer alles wirtschaftliche Heil 
von einer Wiedererhöhung der
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statistischen Gewinnmarge er
wartet, wobei in aller Regel die 
damit verbundene Änderung der 
Nachfragestruktur unberücksich
tig t bleibt, wird Maßnahmen, die 
nicht zu einer unterproportiona
len Steigerung der Löhne oder 
zu einer überproportionalen Ent
lastung der Unternehmereinkom
men führen, als nicht wachstums
orientiert und bestenfalls als er
gänzende Arbeitsm arktpolitik be
werten.

Wer umgekehrt die Massen
einkommen für unterproportio
niert hält und den Kostenaspekt 
aus seinen Überlegungen aus
klammert, wird ebenfalls alle 
Maßnahmen, die nicht zu einer 
überproportionalen Steigerung 
der Lohn- und Masseneinkom
men führen, als W achstum s- und 
b esch äftigu ng sfe ind lich  abquali
fizieren und höchstens als flan
kierende Arbeitsm arktpolitik re
spektieren.

Die Vorschläge zur Arbeitszeit
verkürzung geraten somit unter 
beiden Aspekten in das „Ab
seits“ einer flankierenden Ar
beitsmarktpolitik. Dabei können 
sie aus anderer Sicht sehr wohl 
einen eigenen Wert erhalten und 
sogar als Elemente einer Wachs
tumspolitik begriffen werden. An
dererseits gibt es gute Gründe 
anzunehmen, daß jeder Versuch, 
die Einkommensverteilung unab
hängig von ihren wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durch äu
ßere Einflußnahme auf die Lohn
politik oder durch einseitige 
steuerliche Entlastungen der Un
ternehmereinkommen zu ver
ändern, das wirtschaftliche 
Wachstum zusätzlich blockiert 
und die Arbeitslosigkeit erhöht. 
Dies g ilt auch für Versuche, rah
menbedingte Veränderungen ge
waltsam zu korrigieren.

Eine derartige rahmenbedingte 
Veränderung stellt beispiels
weise der Anstieg der Lohnquote 
im Gefolge der Unternehmens
konzentration und der überpro
portionalen Zunahme hochquali
fizierter und entsprechend höher

entlohnter Angestellter dar. So 
ist es für die Mehrheit der Ge
werkschafter selbstverständlich, 
daß der statistische Anstieg der 
Lohnquote keine Kennziffer einer 
überhöhten Lohnentwicklung 
darstellt, da trotz dieser Erhö
hung der Anteil des privaten 
Konsums abgesunken und ande
rerseits trotz der statistischen 
Senkung der Gewinnmarge der 
Anteil der Finanzierungsmittel, 
die den Unternehmen insgesamt 
zur Investitionsfinanzierung zur 
Verfügung stehen, weiter ange
stiegen ist. Unter diesem Aspekt 
wären alle Maßnahmen, die in 
der gegenwärtigen Situation nur 
auf eine formale Umverteilung 
hinauslaufen und die damit ver
bundenen Änderungen der Nach
fragestruktur nicht berücksichti
gen, weder Wachstums- noch be
schäftigungsfördernd.

Ursachen der 
Beschäftigungskrise

Bei den Gewerkschaften über
wiegt heute die Auffassung, daß 
ihre Lohnpolitik in der Vergan
genheit nicht so schlecht war, 
daß eine lohnbedingte Nach
fragelücke entstanden ist. Sie 
sind aber auch der Überzeugung, 
daß unter den gegebenen Macht
verhältnissen eine „überzogene“ 
Lohnpolitik gar nicht möglich 
war. Der anhaltende Export- und 
Leistungsbilanzüberschuß bei 
der gleichzeitig unverändert an
haltenden Aufwertungstendenz 
der D-Mark läßt auch kaum auf 
ein überhöhtes Kostenniveau in 
der Vergangenheit oder auf über
proportionale Kostensteigerun
gen in der Gegenwart schließen. 
Wenn die Aufwertung der D- 
Mark, die uns durch die Abwer
tung anderer Währungen aufge
zwungen wird, die unterpropor
tionale Kostenentwicklung im In
land teilweise überkompensiert, 
so kann dies wohl kaum mit die
ser Kostenentwicklung erklärt 
werden. Folglich muß wohl eine 
andere Ursache für die anhalten
de Beschäftigungskrise gesucht 
werden.

Die Gewerkschaften seh 
diese Ursachen vor allem in c 
Veränderung der international 
und nationalen Nachfragestri 
turen, die teilweise auf die 2 

nehmende Sättigung von Ti 
märkten, andererseits auf c 
veränderten Standortvorteile 
Gefolge der internationalen Wi 
schaftsentwicklung zurückzufi 
ren sind. Diese strukturellen £ 
derungen wurden verstärkt dur 
die Folgen einer Stabilitätspc 
tik, die marktmachtbedingte I 
flationstendenzen durch ei
Nachfragedrosselung zu t 
kämpfen versuchte.

Mit dieser Erklärung aber ( 
halten Maßnahmen, die uni
anderen Aspekten nur ei
„wachstumsneutrale Arbei 
m arktpolitik“ darstellen, au
eine direkte Bedeutung für c 
Förderung des wirtschaftlich 
Wachstums und vor allem für c 
Zunahme der Lebensqualit, 
Dies g ilt beispielsweise für a 
Vorschläge zur Wiederhersti 
lung der Vollbeschäftigung, c 
der DGB im Juli dieses Jahr 
der Bundesregierung und d 
Öffentlichkeit vorlegte.

Vorschläge der Gewerkschafte

Diese Vorschläge gliedern sich 
drei Gruppen:

□  In Maßnahmen, die eine Fc 
derung des wirtschaftlich! 
Wachstums bei Beachtung b 
stimmter Qualitätsansprüche e 
warten lassen;

□  in Maßnahmen, die eine be 
sere soziale Beherrschung d 
technologischen Entwicklung, v 
allem in bezug auf die Arbeil 
bedingungen, erreichen sollen;

□  in Maßnahmen, die die L 
bensarbeitszeit aller Erwerb 
tätigen insgesamt reduzieren ur 
damit die Arbeitsbedingungf 
verbessern und die Freizeit e 
höhen.

Unter den Vorschlägen für e 
qualitatives Wirtschaftswach 
tum werden neben der Entwic
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lung einer vorausschauenden 
Strukturpolitik, der m arktpoliti
schen Flankierung einer Niedrig
zinspolitik und einer an den rea
len Wachstumsmöglichkeiten ori
entierten Steigerung der Mas
senkaufkraft zwei Maßnahmen 
aufgeführt, die unter anderen 
Aspekten gewöhnlich in die Ru
brik „Arbeitsm arktpolitik“ ein
geordnet werden. Dazu gehört 
die Forderung nach einer ver
stärkten Beschäftigung im Be
reich der öffentlichen „Human
leistungen“ , also in der Bildungs
politik wie in der Kinder-, Ju
gend-, Altenbetreuung usw., in 
denen noch immer eine Unter
versorgung gegeben ist. Dabei 
ist es mehr eine „technische“ 
Frage, ob diese Mehrbeschäfti
gung durch Ausweitung der regu
lären Planstellen oder durch 
„Mehrbeschäftigung“ im Rahmen 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnah
men erfolgt. Zu den weiteren 
Maßnahmen, die in den gewerk
schaftlichen Vorschlägen in die 
Rubrik der Wachstumsförderung 
aufgenommen wurden, zählen 
die Forderungen zur Einführung 
eines zusätzlichen 10. Haupt- 
schul- und eines 11. Berufsbil
dungsjahres. Die Gewerkschaften 
reihen diese Forderung unter die 
Vorschläge zur Förderung eines 
qualitativen Wirtschaftswachs
tums ein, weil sie sich davon eine 
erhöhte berufliche Qualifikation 
und Mobilität der Arbeitnehmer 
versprechen.

Weitere Senkung des 
Arbeitsvolumens

Wenn diese Forderungen aber 
nicht als bloße Beschäftigungs
therapie oder um ihres Entzugs
effektes am Arbeitsmarkt er
hoben werden, so ist die damit 
verbundene Ausdehnung der Be
schäftigung bzw. die damit ver
bundene Reduzierung des Ar
beitsangebots durch den Bedarf 
an öffentlichen Leistungen oder 
der schulischen Grundbildung 
begrenzt. Der DGB ging daher 
auch davon aus, daß selbst unter 
Einschluß dieser Maßnahmen das

künftige Wirtschaftswachstum 
nicht so stark forciert werden 
kann, daß die gleichzeitig zu er
wartenden Produktivitätsfort
schritte voll kompensiert werden. 
Wenn man unterstellt, daß auch 
unter optimalen Wachstumsbe
dingungen die Schere zwischen 
Produktions- und Produktivitäts
wachstum nicht so weit geschlos
sen werden kann, daß eine wei
tere Senkung des Arbeitsvolu
mens vermieden bleibt, so muß 
man darüber nachdenken, wie 
diese Senkung des Arbeitsvolu
mens mit Vollbeschäftigung und 
höherer Lebensqualität verein
bar ist. Diese im eigentlichen 
Sinne unter dem Begriff Arbeits
marktpolitik substituierbaren 
Maßnahmen konzentrieren sich 
damit auf Vorschläge zur Arbeits
zeitverkürzung.

Diese Bewertung der Arbeits
zeitverkürzung stützt sich einer
seits auf umfangreiche Informa
tionen aus den Unternehmungen 
derverschiedensten Produktions
bereiche. Danach wird die an
haltende Unterauslastung auf 
eine zu geringe, hinter der Ein
kommensentwicklung zurückblei
bende Nachfrage zurückgeführt 
und auch die weitere Nach
frageentwicklung, unabhängig 
von der künftigen Einkommens
steigerung, als unsicher beurteilt. 
Hinzu kommen neue Informatio
nen über zusätzliche Rationali
sierungsmöglichkeiten aufgrund 
des technologischen Fortschritts 
im Halbleiterbereich. Dies g ilt 
vor allem für die Minicomputer- 
und Prozessorentechnik. Damit 
werden insbesondere im Verwal
tungssektor Rationalisierungs
möglichkeiten erschlossen, die 
vor kurzem noch unvorstellbar 
erschienen.

Verkürzung der Arbeitszeit

Diese unmittelbaren Erfahrun
gen werden zugleich gestützt 
durch die bisherige Nachkriegs
entwicklung. Schon in den 50er 
Jahren fand eine stärkere Ab
schwächung des Produktionszu

wachses gegenüber der jew eili
gen Produktivitätssteigerung 
statt. Seit Anfang der 60er Jahre 
war im Durchschnitt a ller Kon
junkturzyklen der Anstieg der 
Arbeitsproduktivität bereits grö
ßer als die Zuwachsrate des W irt
schaftswachstums. Nur Sonder
faktoren haben in den 60er Jah
ren verhindert, daß die damit ver
bundene Reduzierung des Ar
beitsvolumens zu keiner Erhö
hung der Arbeitslosigkeit führte 
und sogar zusätzliche Arbeits
kräfte aus dem Ausland ange
worben werden mußten.

Schreibt man aber nur den für 
die letzten 15 Jahre feststell
baren Entwicklungstrend fort, so 
muß bis zur Mitte der 80er Jahre 
mit einem weiteren Rückgang 
der Arbeitsplätze um 1 Mill. ge
rechnet werden. Da in dieser Zeit 
gleichzeitig etwa 1 Mill. Arbeit
nehmer zusätzlich in Arbeit ge
bracht werden müssen und der 
letzte Konjunkturaufschwung des 
Jahres 1976 noch immer mehr 
als 1 Mill. Arbeitslose im Jahres
durchschnitt zurückgelassen hat, 
kann auch bei Erfüllung aller 
wachstumspolitischen Hoffnun
gen in nächster Zukunft Vollbe
schäftigung nur durch eine Ver
kürzung der Arbeitszeit herbei
geführt werden.

Die Vorschläge zur Verkürzung 
der Arbeitszeit lassen sich grund
sätzlich in zwei Gruppen ordnen. 
Zur ersten Gruppe wären die 
Maßnahmen zu zählen, die nur 
durch den Gesetzgeber zu regeln 
sind. Dazu gehören dieVerlänge- 
rung der Schulzeit und die Her
absetzung des Rentenalters bzw. 
die Änderung der Bedingungen 
für eine vorzeitige Verrentung. 
Zur zweiten Gruppe gehören die 
Maßnahmen, die durch Tarifver
einbarungen zwischen den Tarif
parteien selbst geregelt werden 
können. Hierzu gehören die Ver
längerung des Jahresurlaubs 
oder die Gewährung von B il
dungsurlaub, die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit oder die Ver
kürzung der Schichtarbeitszeit

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/XI 549



ZEITGESPRÄCH

bzw. die Einführung von Kurz
pausen unter besonderen Ar
beitsbedingungen.

Berufliche Umschichtungen

Alle diese Maßnahmen redu
zieren das Arbeitsangebot, und 
gegen alle diese Vorschläge rich
tet sich der Einwand, daß die 
Verkürzung der Arbeitszeit stets 
auch das knappe Angebot hoch- 
qualifizierter und spezialisierter 
Arbeitnehmer einschränkt. Da die 
Beschäftigung weniger qualifi
zierter Arbeitnehmer in unserer 
technisch entwickelten Wirtschaft 
nur in einem bestimmten Verhält
nis zu der Verfügbarkeit qualifi
zierter Arbeitskräfte möglich ist, 
würde die Aufnahmefähigkeit des 
Arbeitsmarktes durch die Redu
zierung des qualitativ hochwerti
gen Angebots eingeschränkt und 
nicht ausgeweitet.

Diesem Argument muß aller
dings entgegengehalten werden, 
daß über viele Jahre eines knap
pen Arbeitsangebots weniger 
qualifizierte Arbeitnehmer aus 
dem Ausland in unseren Arbeits
prozeß eingegliedert werden 
konnten und daß auch zur Zeit 
der letzten Hochkonjunktur vor 
wenigen Jahren die Relation zwi
schen qualifizierten Führungs
kräften und weniger qualifizier
ten Arbeitnehmern gestimmt hat. 
Daß bei einer geringeren Nach
frage nach Arbeitskräften zuerst 
die weniger qualifizierten entlas
sen werden, bedeutet nicht, daß 
diese Arbeitskräfte bei einer ge
nerellen Verknappung des Ar
beitskräfteangebots nicht wieder 
voll in das Arbeitsleben einge
gliedert werden können.

Richtig ist aber zweifellos, daß 
mit jeder Arbeitszeitverkürzung 
berufliche Umschichtungen ver
bunden sind, denen dadurch 
Rechnung zu tragen ist, daß die 
Arbeitszeitverkürzung nur in klei
neren, aber kontinuierlichen 
Schritten vollzogen werden kann. 
Diese Schritte können aber um 
so größer sein, je besser die 
berufs- und strukturpolitische

Flankierung erfolgt. Im übrigen 
g ilt der oben genannte Einwand 
selbstverständlich am wenigsten 
gegenüber arbeitszeitverkürzen
den Maßnahmen, die ihrerseits 
die berufliche Qualifikation oder 
die berufliche Mobilität erhöhen.

Unter diesem Gesichtspunkt 
erscheint es sinnvoll, die ver
schiedenen Forderungen zur Ar
beitszeitverkürzung danach zu 
bewerten, wie sie die berufliche 
Qualifikation und Mobilität fö r
dern. Zu dieser Kategorie zählen 
sicherlich die Vorschläge zur Ver
längerung der Schulzeit, wenn 
die Bildungsziele entsprechend 
ausgestaltet werden. Ebenso 
dürfte die verstärkte Gewährung 
von Bildungsurlaub einen qua- 
litäts- und mobilitätserhöhenden 
Effekt haben.

Erhöhung der Lebensqualität

Die einzelnen Vorschläge las
sen sich auch danach unterschei
den, ob die vorhandenen Arbeits
plätze nur auf mehr Arbeitneh
mer verte ilt werden oder ob zu
sätzliche Arbeitsplätze errichtet 
werden müssen. Die mit der 
Mehrbeschäftigung durch Ar
beitszeitverkürzung verbundene 
Kostenentwicklung ist in beiden 
Fällen unterschiedlich. So kann 
beispielsweise die Errichtung zu
sätzlicher Arbeitsplätze unter
bleiben, wenn durch Verkürzung 
der Schichtzeiten in kontinuier
lich beschäftigten Betrieben zu
sätzliche Schichten eingerichtet 
werden können. Keine Erhöhung 
der Kapitalkosten entsteht auch 
dann, wenn durch eine frühere 
Verrentung älterer Arbeitnehmer 
eine zusätzliche Beschäftigungs
möglichkeit für jüngere Arbeit
nehmer geschaffen wird. Ande
rerseits wird bei einschichtiger 
Beschäftigung die Mehrbeschäf
tigung infolge verkürzter Arbeits
zeit stets die Errichtung zusätz
licher Arbeitsplätze notwendig 
machen und eine Erhöhung der 
Kapitalkosten bewirken; die 
Nachfrage nach Investitions
gütern würde damit zusätzlich 
angeregt werden.

Trotzdem gibt es gewichtig« 
Gründe, die verschiedenen Vor 
Schläge zur Arbeitszeitverkür 
zung nicht nach diesen Gesichts 
punkten zu gewichten. Man kanr 
einmal davon ausgehen, daß be 
einer lang anhaltenden Senkunc 
der durchschnittlichen Arbeitszei 
um 1 bis 2 % pro Jahr das ge 
samte Spektrum aller arbeitszeit 
verkürzenden Möglichkeiten ge 
nutzt werden muß. Zum anderer 
hat die Arbeitszeit nicht nur eine 
arbeitsplatzverteilende Bedeu 
tung, sondern sie ermöglich 
auch eine Erhöhung der Freizei 
und eine Erleichterung der Ar 
beitsbedingungen und trägt da 
mit zur Erhöhung der Lebens 
qualität bei.

Wird die Arbeitszeitverkürzung 
als ein Mittel zur Erhöhung de 
Freizeit angesehen, die ebenst 
wie andere Konsumgüter aucl 
die Lebensqualität beeinflußt, sc 
muß das Grundprinzip der Kon 
sumfreiheit soweit wie möglich 
auch für die Bedingungen gelten 
die eine Erhöhung der Freizei 
ermöglichen sollen. Diesen
Grundsatz entspricht die Forde 
rung nach einer flexiblen, den je 
weiligen individuellen Bedürf 
nissen angepaßten Regelung de 
Arbeitszeit am besten; aber auch 
diese Flexibilisierung der Ar 
beitszeit wird sich nur allmählich 
durchsetzen lassen. Soweit di« 
Arbeitszeit noch kollektiv gere 
gelt werden muß, sollte es abei 
ebenfalls den einzelnen Arbeit 
nehmergruppen selbst überlas 
sen bleiben, welche Form der Ar 
beitszeitverkürzung sie unter Be 
rücksichtigung ihrer spezieller 
Arbeitsbedingungen den Vorranc 
einräumen. Dabei ist es selbst 
verständlich — und unter Ge
werkschaftern unbestritten -  
daß die Arbeitszeitverkürzung zu
sammen mit der Reallohnerhö
hung nur in dem Umfang von dei 
durchschnittlichen Zuwachsrate 
der Arbeitsproduktivität abwei 
chen kann, wie eine Änderung 
der Verteilung angestrebt wlrc 
und letztlich möglich ist.
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Hans Spilker

Längerfristige Aspekte des Arbeitslosigkeitsproblems

Die nach wie vor kritische 
Lage am Arbeitsmarkt 

brennt uns so auf den Nägeln, 
daß es nicht verwunderlich ist, 
wenn im M ittelpunkt der Diskus
sion vorwiegend kurz- und mit
telfristige Gesichtspunkte des 
Kampfes gegen die Arbeitslosig
keit stehen. Dies läßt es ebenso 
reizvoll wie — möglicherweise — 
lohnend erscheinen, sich einmal 
auf längerfristige Aspekte des 
Problems zu konzentrieren. Da
für spricht schon die immer w ie
der bestätigte Erfahrung, daß 
sich wirtschaftspolitische Maß
nahmen, die in kurz- und m ittel
fristiger Sicht sinnvoll und w irk
sam erscheinen, bei längerfristi
ger Betrachtungsweise als recht 
problematisch erweisen können. 
Es wird sich zeigen, ob dies 
auch auf Maßnahmen zutrifft, 
die für die Bewältigung unserer 
akuten Arbeitsmarktschwierig
keiten angeboten werden.

Prognosen der Entwicklung 
am Arbeitsmarkt über die näch
sten Jahre hinaus folgen regel
mäßig einem recht einfachen 
Schema: Ausgangspunkt ist die 
Annahme, die gesamtwirtschaft
liche Produktion werde in den 
kommenden Jahren wesentlich 
langsamer wachsen als in der 
Vergangenheit. Die Produktivität 
jedoch, definiert als Produk
tionsergebnis je Arbeitseinheit, 
werde weiter kräftig steigen, 
wenn auch ein wenig langsamer 
als bisher, auf jeden Fall aber 
stärker als das reale Sozialpro
dukt. Da gleichzeitig die Zahl 
der Bürger im erwerbsfähigen 
Alter zunehmen wird, fo lgt dar
aus mit geradezu schicksalhaf
ter Gewißheit eine ständig sich 
weiter öffnende Arbeitsplatz
lücke. Daraus abgeleitete Schät
zungen über den möglichen Um
fang künftiger Arbeitslosigkeit

ergeben Werte, an denen ge
messen unsere gegenwärtigen 
Arbeitsmarktsorgen gering er
scheinen.

Der einzige Lichtblick, den 
weiterschauende Prognostiker 
uns zu bieten vermögen, ist dar
in zu sehen, daß die Arbeits
platznachfrage — nach „Durch
wachsen“ der Nach-Pillenknlck- 
Jahrgänge — Ende der achtzi
ger/Anfang der neunziger Jahre 
ihren Höhepunkt überschreiten 
und danach stetig zurückgehen 
wird. Dies spie lt in der Diskus
sion aber keine besondere 
Rolle, erstens, weil w ir in unse
rer Vorausschau immer noch 
viel zu sehr auf das magische 
Jahr 1985 fix iert sind, und zwei
tens wohl auch, weil das öffent
liche Interesse mit der Entfer
nung des Zeithorizonts — „in  
the long run, we are all dead“
— erfahrungsgemäß überpropor
tional abnimmt. Daß so lange 
am Prognosejahr 1985 festge
halten wird, liegt wohl daran, 
daß 1970 das letzte Jahr großer 
statistischer Erhebungen (Volks-, 
Berufs- und Arbeitsstättenzäh
lung) war und daß man es nicht 
fü r zulässig hielt, sich von die
ser — inzwischen recht fragwür
dig gewordenen — Basis aus wei
ter als 15 Jahre in die Zukunft 
hineinzurechnen. Da ausführ
liche Ergebnisse fü r das nächste 
Großzählungsjahr 1980 vor 1982 
kaum vorliegen dürften, laufen 
w ir Gefahr, daß unser „Lang- 
fr is t“ -Prognosezeitraum allmäh
lich auf drei Jahre schrumpft, 
wenn w ir uns nicht endlich ein 
Herz fassen, unseren Zeithori
zont auch ohne — vermeintlich
— feste statistische Basis in die 
neunziger Jahre vorzuverlegen.

Abgeleitet aus dem darge
stellten Prognoseschema bieten

sich zur Bekämpfung aktueller 
und zukünftiger Gefahren am 
Arbeitsmarkt drei Kategorien 
von Maßnahmen an:
□  Maßnahmen zur Verringe
rung der Nachfrage nach Ar
beitsplätzen,

O  Maßnahmen zur Dämpfung 
des Produktivitätsfortschritts,
□  Maßnahmen zur Beschleuni
gung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung.

Paradoxe Situation

Die Verringerung der Nach
frage nach Arbeitsplätzen, d. h. 
die Verkürzung der Jahres-, 
Wochen- oder täglichen Arbeits
zeit, erscheint auf den ersten 
Blick als eine ebenso einleuch
tende wie einfache und w irk
same Methode, deren Einsatz 
obendrein nicht nur die Arbeits
platzsicherheit zu erhöhen, son
dern gleichzeitig über mehr 
Freizeit zusätzliche Chancen zur 
Selbstverwirklichung zu schaf
fen vermag. Dieser Weg stand 
deshalb eine Zeitlang auch im 
Vordergrund der Diskussion, bis 
immer deutlicher wurde, daß der 
W irksamkeit globaler Arbeits
zeitverkürzungen auf einem Ar
beitsmarkt relativ enge Grenzen 
gesetzt sind, auf dem — bezo
gen auf Branchen, Regionen, 
Geschlecht, Altersgruppen und/ 
oder Berufe — sehr unterschied
liche Ungleichgewichte herr
schen; sie reichen von dauer
haftem Überangebot bis hin zu 
Knappheit und Mangel an Ar
beitskräften.

Vorsicht bei arbeitsmarktpoli
tisch motivierten Arbeitszeitver
kürzungen legt auch die fo l
gende Überlegung nahe: Nie
mand wird bezweifeln, daß z. B. 
Maßnahmen zur Verringerung 
der Lebensarbeitszeit kurzfristig
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den Arbeitsmarkt entlasten wür
den. Ein dadurch nachhaltig und 
irreversibel geschmälertes Ar
beitskräfteangebot könnte sich 
jedoch wenn nicht schon m ittel
fristig, so doch auf längere Sicht 
als Handikap erweisen, nämlich 
dann, wenn sich die gesamtwirt
schaftliche Nachfrage — wie po
litisch gewollt — doch wieder 
kräftiger entwickeln sollte, als 
es der gegenwärtig herrschen
den pessimistischen Erwartung 
entspricht.

Ich halte es für keineswegs 
sicher, daß sich diese Erwartung 
tatsächlich bewahrheiten wird — 
es sei denn als Folge einer 
„seif fu lfilling  prophecy“ , die w ir 
dadurch vermeiden müssen, daß 
w ir w ieder den Mut finden, auch 
optim istischere Varianten für 
realistisch zu halten. Tun w ir 
das und nehmen w ir einmal an, 
die binnen- und außenwirt
schaftliche Nachfrage würde 
sich nachhaltig über das erwar
tete bescheidene Maß hinaus 
beleben: Würden w ir dann nicht 
Gefahr laufen, gegebene Ent
wicklungsmöglichkeiten unaus- 
geschöpft lassen zu müssen, 
weil das Hineinwachsen in neue 
Dimensionen der gesamtwirt
schaftlichen Produktion durch 
— quantitativ und qualitativ be
dingte — Engpässe am Arbeits
markt behindert w ird? Wir kä
men dann in die paradoxe 
Situation, auf der einen Seite 
weniger Produktion und weniger 
Einkommen schaffen zu können 
als an sich möglich und zur Lö
sung vie lfä ltiger Probleme auch 
nötig wäre, auf der anderen 
Seite aber stärker in diese Ein
kommen eingreifen zu müssen, 
um mehr Bildung (=  Verlänge
rung der Schulzeit) und mehr 
Altersversorgung (=  Herabset
zung des Rentenalters) finanzie
ren zu können.

Um jedes Mißverständnis zu 
vermeiden, betone ich ausdrück
lich, daß ich die Verkürzung der 
Arbeitszeit auch in Zukunft fü r 
ein besonders wichtiges Ziel 
halte. Gerade deshalb meine ich 
aber, daß w ir nicht in erster

Linie fragen dürfen: Wieviel 
Arbeitszeitverkürzung brauchen 
wir, um mit den Problemen am 
Arbeitsmarkt möglichst rasch zu 
Rande zu kommen? Viel mehr 
Gewicht sollte auf die zukunfts
orientierte Frage gelegt werden: 
Wie können w ir das w irtschaft
liche Wachstum bewirken, das 
w ir brauchen, um uns möglichst 
viel Arbeitszeitverkürzung — 
auch durch mehr Bildung und 
durch einen längeren Lebens
abend — leisten zu können? Nur 
so können w ir der Gefahr be
gegnen, durch Entscheidungen, 
die allein auf heute und morgen 
abstellen, Möglichkeiten für 
übermorgen zu verschütten.

Notwendige
Produktivitätserhöhung

Nicht anders sind Vorschläge 
zu beurteilen, die darauf abzie
len, das „Fortrationalis ieren“ 
von Arbeitsplätzen zu bekämp
fen oder eine „beschäftigungs
intensive Wachstumsstruktur“ — 
d. h. wohl einen beschleunigten 
Übergang von der Waren- zur 
Dienstleistungsproduktion — zu 
bewirken. Ich meine, daß w ir mit 
solchen Maßnahmen zur Dämp
fung des Produktivitätsfort
schritts Verzichte auf ein an sich 
mögliches Wachstum von Pro
duktion und Einkommen riskie
ren würden, die zwangsläufig 
unser Potential zur Lösung an
stehender sozial-, gesellschafts- 
und entwicklungspolitischer Pro
bleme beschränken müßte. Ge
gen eine allmähliche Änderung 
von Produktions- und Konsum
strukturen, wie sie mit dem 
Übergang vom quantitativen 
zum qualitativen Wachstum be
absichtigt ist, ist um so weni
ger einzuwenden, als damit 
sicher auch mehr Arbeitsplatz
sicherheit verbunden sein wird. 
Diesen Übergang werden w ir 
aber am leichtesten in einer 
langdauernden Periode stetigen, 
angemessenen Wachstums der 
W irtschaft bewerkstelligen kön
nen. Zu den Voraussetzungen 
dieses Wachstums gehört aber 
auch eine ständig steigende

Produktivität; sie allein vermai 
ausreichenden Handlungsspie1 
raum für eine auf Strukturumba 
gerichtete Politik zu verschaffer

Aus allem folgt, daß kurz 
m ittel- und langfristig der ar 
wenigsten bedenkliche, abe 
auch der sicherste Weg zur Lc 
sung unserer Arbeitsmarktprc 
bleme die Beschleunigung de 
gesamtwirtschaftlichen Entwich 
lung  ist. Dies zwingt dazu, meh 
noch und konsequenter als bis 
her, eine systematisch konz 
pierte, planvolle Wachstums 
und Strukturpolitik mit dem Zie 
einer zunehmenden gesamtwirl 
schaftlichen Nachfrage un 
eines noch leistungsfähigere 
gesamtwirtschaftlichen Ange 
bots zu betreiben. Hinzutrete 
können und müssen flankie 
rende Aktivitäten. Dab« 
schließe ich arbeitsmarktorier 
tierte Maßnahmen zur Verringe 
rung der Nachfrage nach Ai 
beitskräften oder zur Dämpfun 
des Produktivitätsfortschritt 
keineswegs aus, vorausgesets 
allerdings, daß sie auf speziell 
Problembereiche beschränl1 
und gezielt eingesetzt werder 
W ichtiger erscheinen mir jedoc 
arbeitsmarktpolitische Maßnah 
men im eigentlichen Sinne de 
Wortes, das heißt vor aller 
Maßnahmen mit dem Ziel eine 
besseren und schnelleren Aus 
gleichs zwischen vorhandener 
Angebot und vorhandener Nach 
frage am Arbeitsmarkt. Sie vei 
sprechen nicht nur kurzfristig 
Erfolge, sondern tragen -  z. E 
durch eine größere fachlich 
und örtliche M obilität — gleich 
zeitig zur Sicherung des künft 
gen Wachstums der Wirtscha 
bei. Das unterscheidet sie vo 
den beiden eingangs behände 
ten Maßnahmenkomplexen, b( 
denen w ir nicht sorgfältig genu 
darauf achten können, daß w 
durch zu kurzfristig und -sichti 
dimensioniertes Handeln Zt 
kunftsprobleme nicht noch ei 
schweren, die sachgerecht zu lc 
sen uns ohnehin den vollen Eir 
satz a ller Kräfte abverlange 
wird.

552 WIRTSCHAFTSDIENST 1977/)


